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§1 Name und Sitz 

1. Der Verein führt den Namen „Spektrum Bildungszentrum Solingen“. 

2. Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung führt er 
den Namenszusatz „e.V.“. 

3. Der Verein hat seinen Sitz in Solingen. 

§ 2 Zweck des Vereins 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung von 

o Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe, 

o Erziehung und Bildung in schulischen und außerschulischen Bereichen, 

o Kinder- und Jugendhilfe, 

o Kunst, Kultur und Wissenschaft, 

o Völkerverständigung, Toleranz und interkulturellem Dialog, 

o Integration von Menschen mit Migrationshintergrund. 

2. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

o Durchführung von Bildungs- und Kulturveranstaltungen (Seminare, 
Workshops, Vorträge, Lesungen, Diskussionsrunden, 
Austauschprogramme), 

o Sprach- und Integrationskurse, 

o Beratung und Unterstützung von Kindern, Jugendlichen, Studierenden und 
deren Familien, 

o Projekte zur Förderung von Chancengleichheit und Teilhabe, 

o Kooperation mit Schulen, Behörden, Vereinen und Institutionen, 

o Vergabe von Stipendien sowie Förderung von schulischer und beruflicher 
Ausbildung. 

3. Der Verein kann im Rahmen seiner Zwecke Einrichtungen und Projekte betreiben 
oder unterstützen, die der Bildung, Kultur und Integration dienen. 

4. Der Verein kann zur Erfüllung seiner Aufgaben mit anderen gemeinnützigen 
Körperschaften, Vereinen oder öffentlichen Trägern zusammenarbeiten und 
diesen Zuwendungen im Sinne des § 58 Nr. 2 AO leisten. 



  



DIALOGPLATTFORM 

1. Der Verein verwirklicht seinen Zweck durch regionale und überregionale 
Zusammenarbeit mit anderen Vereinen und Organisationen sowie durch 
Öffentlichkeitsarbeit. 

2. Der Verein erfüllt seine Aufgaben insbesondere durch: 
a. Durchführung von öffentlichen Tagungen, Referaten, Konferenzen, Foren, 
Exkursionen und Bildung von Arbeitsgruppen zu verschiedenen Themen, 
b. Organisation von Bildungs-, Kultur- und Diskussionsveranstaltungen, 
c. Beratungsangebote, Erfahrungsaustausch zwischen den Mitgliedern, Kurse 
und Seminare zu entsprechenden Themenbereichen, 
d. Planung und Unterstützung von interkulturellen Veranstaltungen, 
e. Organisation von Treffen verschiedener Kultur- und Religionsgemeinschaften 
zum gemeinsamen Austausch von Erfahrungen und Wissen, 
f. Austauschgespräche zwischen den verschiedenen Glaubensgemeinschaften, 
g. Durchführung von Bildungs- und Begegnungsreisen im In- und Ausland, um 
interkulturelle Kompetenzen zu fördern und verschiedene Kulturräume 
kennenzulernen, 
h. Vergabe von Stipendien, soweit Mittel zur Verfügung stehen, sowie die 
Beschaffung von Mitteln für diese Stipendien, 
i. Unterstützung von gemeinnützigen Körperschaften und ggf. Angebot von 
Sprachkursen, 
j. Durchführung oder Mitwirkung an zweckbezogenen öffentlichkeitswirksamen 
Kampagnen, Pressekonferenzen und ähnlichen Aktivitäten, 
k. Erstellung und Verbreitung von Publikationen sowie Nutzung digitaler 
Medien (z. B. Internetseite, Newsletter), die den Vereinszwecken dienen, 
l. Beobachtung der Medienlandschaft und Veröffentlichung von Stellungnahmen 
zu Themen, die den Vereinszwecken entsprechen. 

KULTURPLATTFORM 

1. Förderung von kultureller, sozialraumorientierter und begleitender Bildung in 
schulischen und außerschulischen Bereichen auf Grundlage der Grundrechte 
und der Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland und des Landes 
Nordrhein-Westfalen. 

2. Beitrag zu einem nachhaltigen gesellschaftlichen Frieden durch interkulturellen 
Dialog mit Körperschaften des öffentlichen Rechts und anderen Gruppen, die 
sich auf das Grundgesetz berufen. 

  



JUGENDPLATTFORM 

1. Zweck ist die Förderung der Sozialisation und Integration von Kindern, 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen, insbesondere durch Angebote der 
Bildung, Erziehung, Freizeitgestaltung und Prävention. 

2. Der Verein verfolgt dabei folgende Aufgaben: 

o Förderung einer demokratischen Jugendkultur und verantwortungsvollen 
Umgangs mit neuen Medien, 

o Durchführung von Freizeit-, Bildungs- und Kulturangeboten sowie 
Ferienmaßnahmen, 

o Beratung und Unterstützung von Kindern, Jugendlichen und ihren 
Familien, 

o Förderung sozialer Kompetenzen, Gewalt- und Suchtprävention, 

o Förderung des interkulturellen Dialogs und der Integration, insbesondere 
auch von jungen Geflüchteten, 

o Auseinandersetzung mit extremistischen Haltungen im Sinne der 
demokratischen Grundordnung. 

§ 3 Gemeinnützigkeit des Vereins 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51 ff. AO). 

§ 4 Selbstlose Tätigkeit, Mittelverwendung, Verbot von Begünstigungen 

1. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

2. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

3. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

4. Vorstands- und Vereinsämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Der 
Vorstand kann jedoch im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten eine 
angemessene Aufwandsentschädigung oder Tätigkeitsvergütung beschließen. 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1. Jedes ordentliche Mitglied hat das Recht, bei der Umsetzung der Vereinszwecke 
aktiv mitzuwirken und an gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. Es hat 
gleiches Stimm- und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung. 



2. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Interessen des Vereins zu fördern, 
insbesondere regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in 
seinen Kräften steht, die Veranstaltungen des Vereins durch Mitarbeit zu 
unterstützen. 

3. Jedes Mitglied hat im Rahmen des Vereinszwecks den gleichen Anspruch auf 
Nutzung von Vereinseigentum sowie auf Hilfestellungen durch Rat und Tat, 
vermittelt durch den Vorstand. 

§ 6 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist die Anerkennung der 
Satzung. 

2. Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person 
werden. Fördermitglieder sind Personen, die den Verein ideell und/oder finanziell 
unterstützen, ohne Stimmrecht in der Mitgliederversammlung. 

3. Der Antrag auf Mitgliedschaft ist schriftlich an den Vorstand zu richten. Über die 
Aufnahme entscheidet der Vorstand. Eine Ablehnung ist schriftlich mitzuteilen; 
sie muss nicht begründet werden. Der/die Abgelehnte kann innerhalb eines 
Monats die Mitgliederversammlung anrufen, die endgültig entscheidet. 

4. Mitglieder dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Vorstands im Namen des 
Vereins auftreten oder Handlungen für den Verein vornehmen. 

§7 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung der 
juristischen Person. 

2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Er ist 
nur zum Ende eines Kalenderjahres mit einer Frist von drei Monaten zulässig. 

3. Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wichtige Gründe sind 
insbesondere: 

o ein die Vereinsziele schädigendes Verhalten, 

o die Verletzung satzungsmäßiger Pflichten, 

o Beitragsrückstände von mindestens drei Monaten. 
Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Gegen den Ausschluss 
kann das Mitglied innerhalb eines Monats nach Zugang der Entscheidung 
schriftlich Berufung bei der Mitgliederversammlung einlegen. Diese 
entscheidet endgültig. 

  



§ 8 Beendigung der Fördermitgliedschaft 

1. Die Fördermitgliedschaft kann jederzeit ohne Einhaltung einer Frist durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand beendet werden. 

2. Bereits fällige Beiträge sind bis zum Ende des Monats, in dem die Kündigung 
zugeht, zu entrichten. 

§ 9 Beiträge der Mitglieder 

1. Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. 

2. Höhe, Fälligkeit und Zahlungsweise der Beiträge werden von der 
Mitgliederversammlung festgesetzt. 

3. Die Mitgliederversammlung kann auf Vorschlag des Vorstands Regelungen über 
Beitragsbefreiungen oder Beitragsermäßigungen beschließen. 

4. Fördermitglieder leisten Beiträge in Form von Geld- oder Sachleistungen; Höhe 
und Fälligkeit werden ebenfalls von der Mitgliederversammlung festgelegt. 

§ 10 Organe des Vereins 
Die Organe des Vereins sind: 

1. die Mitgliederversammlung, 

2. der Vorstand, 

3. ggf. weitere durch Beschluss der Mitgliederversammlung eingerichtete Organe 
oder Ausschüsse. 

§ 11 Die Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Zu ihren Aufgaben 
gehören insbesondere: 

o Wahl und Abwahl des Vorstands, 

o Entlastung des Vorstands, 

o Entgegennahme der Berichte des Vorstands und der Kassenprüfer, 

o Wahl der Kassenprüfer, 

o Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und deren Fälligkeit, 

o Beschlussfassung über Satzungsänderungen und die Auflösung des 
Vereins, 

o Entscheidung über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern in 
Berufungsfällen, 



o weitere Aufgaben, soweit sie sich aus der Satzung oder dem Gesetz 
ergeben. 

2. Teilnahmeberechtigt sind alle Mitglieder, die ihre fälligen Beiträge für das 
laufende Jahr entrichtet haben. 

3. Stimmberechtigt sind ordentliche Mitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben. Fördermitglieder und Ehrenmitglieder haben kein Stimmrecht, können 
aber beratend teilnehmen. 

4. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt 
und wird vom Vorstand einberufen. 

5. Die Einladung erfolgt schriftlich (per Brief oder E-Mail) unter Einhaltung einer Frist 
von zwei Wochen und unter Angabe der Tagesordnung. Maßgeblich ist der 
Versand an die zuletzt bekannt gegebene Adresse des Mitglieds. 

6. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn 
mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe von Gründen 
verlangt. 

7. Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der/die Vorsitzende, bei 
Verhinderung der/die stellvertretende Vorsitzende oder ein anderes vom Vorstand 
bestimmtes Mitglied. 

8. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß 
einberufen wurde, unabhängig von der Zahl der erschienenen Mitglieder. 

9. Beschlüsse werden, soweit Gesetz oder Satzung nichts anderes vorschreiben, 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. 

10. Jedes stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur 
persönlich oder durch schriftliche Vollmacht ausgeübt werden. Ein Mitglied darf 
höchstens eine fremde Stimme vertreten. 

11. Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 
Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

§ 12 Der Vorstand 

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren 
gewählt. Er bleibt bis zur Wahl eines neuen Vorstands im Amt. 
Vorstandsmitglieder können nur Vereinsmitglieder sein. Die Wahl erfolgt offen; 
auf Antrag eines Mitglieds ist geheim abzustimmen. Der Vorstand insgesamt oder 
einzelne Mitglieder können jederzeit durch Mehrheitsbeschluss der 
Mitgliederversammlung abgewählt werden. 

2. Der Vorstand besteht aus: 

o dem/der Vorsitzenden, 



o dem/der stellvertretenden Vorsitzenden, 

o dem/der Kassenführer/in, 

o dem/der Schriftführer/in, 

o bis zu drei Beisitzern. 

3. Vorstand im Sinne von § 26 BGB sind der/die Vorsitzende, der/die stellvertretende 
Vorsitzende sowie der/die Kassenführer/in. Der Verein wird gerichtlich und 
außergerichtlich durch zwei dieser Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten, 
darunter der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsitzende. 

4. Eine Wiederwahl ist zulässig. Der Vorstand bleibt solange im Amt, bis ein neuer 
Vorstand gewählt und ins Vereinsregister eingetragen ist. Mit der Beendigung der 
Mitgliedschaft im Verein endet auch das Vorstandsamt. Der Vorstand kann 
einzelne Vorstandsmitglieder oder Vereinsmitglieder zur Vornahme bestimmter 
Geschäfte bevollmächtigen. 

5. Der Vorstand kann jederzeit eine Mitgliederversammlung einberufen, wenn es im 
Interesse des Vereins erforderlich ist. 

6. Der Vorstand kann für bestimmte Tätigkeitsbereiche Geschäftsordnungen 
erlassen, Arbeitskreise und Ausschüsse bilden. Diese sind der nächsten 
Mitgliederversammlung zur Kenntnis und Beratung vorzulegen. 

§ 13 Vereinsgelder / Finanzen 

1. Der Verein erzielt Einnahmen insbesondere durch Mitgliedsbeiträge, 
Veranstaltungen sowie Kurs- und Bildungsangebote im Rahmen des 
Vereinszwecks. 

2. Spenden von privater oder öffentlicher Seite sowie öffentliche Fördermittel 
können zur Verwirklichung des Vereinszwecks angenommen werden, soweit sie 
nicht dem Satzungszweck widersprechen. 

3. Die Vereinsgelder werden auf ein Vereinskonto eingezahlt. Verfügungsberechtigt 
sind der/die Vorsitzende und der/die Kassenführer/in jeweils gemeinsam mit 
einem weiteren Vorstandsmitglied. Der Vorstand kann weitere Mitglieder zur 
Kontoführung bevollmächtigen. 

4. Aufwendungen, die Vorstands- oder Vereinsmitgliedern durch die Wahrnehmung 
von Aufgaben für den Verein entstehen, werden im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen erstattet. Zusätzlich kann der Vorstand im Rahmen der 
haushaltsrechtlichen Möglichkeiten eine Ehrenamtspauschale gewähren. 

5. Einnahmen und Ausgaben aller Art sind ordnungsgemäß zu belegen und zu 
dokumentieren. 



§ 14 Zusammenarbeit 

Der Verein kann zur Erfüllung seiner Zwecke mit anderen Vereinen, Institutionen, 
Behörden und Bildungseinrichtungen zusammenarbeiten. Dies umfasst insbesondere 
gemeinsame kulturelle und sportliche Veranstaltungen sowie Seminare, Vorträge und 
Diskussionsabende zu den Themen Bildung, Ausbildung, Erziehung und Kultur. 

§ 15 Kassenprüfer 

I. Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren zwei 
Kassenprüfer/innen. Diese dürfen nicht dem Vorstand angehören. Eine Wiederwahl ist 
zulässig. 
II. Die Kassenprüfer/innen prüfen die Rechnungsführung des Vereins und erstatten 
darüber Bericht in der Mitgliederversammlung. 

§ 16 Satzungsänderungen 

 

I. Anträge auf Satzungsänderungen müssen mindestens vier Wochen vor der 
Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand eingereicht werden. 

II. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 

§ 17 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 

I. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung 
beschlossen werden, auf deren Tagesordnung die Beschlussfassung über die 
Auflösung den Mitgliedern ausdrücklich angekündigt worden ist. 

II. Der Beschluss über die Auflösung des Vereins bedarf einer Mehrheit von drei 
Vierteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 

III. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 
Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende gemeinsam 
vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

IV. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines 
steuerbegünstigten Zweckes fällt das Vermögen des Vereins nach Begleichung 
etwaiger Verbindlichkeiten an den Spektrum Bildungs-und Dialog Verein e.V., 
Boltenheide 4, 42329 Wuppertal,der es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

  



§ 18 Schlussbestimmungen

I. Für in dieser Satzung nicht geregelte Angelegenheiten gelten die Bestimmungen
des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) und des Vereinsrechts der Bundesrepublik
Deutschland.

II. Diese Satzung tritt mit der Anmeldung zur Eintragung in das Vereinsregister
beim Amtsgericht Solingen in Kraft. Die Mitglieder beauftragen den gewählten
Vorstand, etwaige vom Amtsgericht oder vom Finanzamt beanstandete
Formulierungen im erforderlichen Umfang zu ändern, soweit dadurch der
wesentliche Inhalt der Satzung nicht berührt wird. Zuständig ist das Amtsgericht,
in dessen Bezirk der Verein seinen Sitz hat.

III. Diese Satzung wurde in der ordentlichen Mitgliederversammlung vom
03.03.2017 beschlossen und zuletzt geändert am 01.09.2025


